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Drucksache 2709 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

Über den Ersatz von Katastrophenschäden 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Natürliche Personen und juristische Perso- 
nen des privaten Rechts, die als unabwend- 
bare Folge von Unwetter, Hochwasser und 
Sturm Schäden erlitten haben, haben nach 
Maßgabe dieses Gesetzes einen Rechtsanspruch 
auf Schadensersatz. 

§ 2 

(1) Sdiäden im Sinne dieses Gesetzes sind 
die Zerstörung oder Beschädigung von Grund- 
stücken einschließlich aufstehender Ernte, Ge- 
bäuden und beweglichen Sachen. 

(2) Ein Anspruch besteht nidit, 

1. soweit dem Geschädigten die Abwen- 
dung oder Verminderung des Scha- 
dens im Einzelfall möglich und zu- 
mutbar war; 

2. wenn und soweit seit mindestens 
sechs Monaten vor Eintritt des schä- 
digenden Ereignisses im Inland die 
Möglichkeit gegeben war, einen Ver- 
sicherungsschutz zu begründen. 

§ 3 

Der Anspruch auf Schadensersatz steht dem 
Eigentümer oder an seiner Stelle demjenigen 
zu, der die Gefahr des zufälligen Untergangs 
des zerstörten oder beschädigten Gegenstan- 
des trägt. Er ist gegen das Land zu richten, in 


welchem sich der geschädigte Gegenstand zur 
Zeit des Eintritts des Schadens befunden hat. 

§ 4 

(1) Sdiäden an Gebäuden und unbewegll- 
dien Anlagen sind nach dem gemeinen Wert 
zu ersetzen, den sie vor Eintritt des schädigen- 
den Ereignisses hatten. 

(2) Schäden an unbebauten Grundstücken 
sind in Höhe der Instandsetzungskosten — 
unter Berücksichtigung des Zustandes der 
Grundstücke vor Eintritt des Schadens — zu 
ersetzen. 

(3) Schäden an Vorräten und beweglicher 
Habe werden auf der Grundlage der Geste- 
hungskosten, jedoch nur in Höhe des Zeit- 
wertes zur Zeit des Eintritts des schädigen- 
den Ereignisses, ersetzt. 

(4) Sdiäden, der an geborgener Ernte ent- 
steht, wird auf der Grundlage des Erzeuger- 
preises errechnet. 

(5) Der Schaden an noch nicht geborgener 
Ernte wird auf der Grundlage des Erzeuger- 
preises beredinet, der, auf den durchschnittli- 
chen Zeitpunkt der Ernte bezogen, im Ein- 
zelfall In Frage gekommen wäre. Nutzen, der 
durch Verwendung der gleichen Fläche im 
gleichen Erntejahr gezogen wird oder hätte 
gezogen werden können, wird abgerechnet. 

§ 5 

(1) Zw^anzig Hunderttelle (20 v. H.) des 
Schadens hat der Geschädigte selbst zu tra- 



gen. Die restlichen achtzig Hundertteile (80 
V. H.) des Schadens trägt zu einem Drittel 
die Bundesrepublik Deutschland, im übrigen 
das betreffende Bundesland. 

(2) Durch Landesgesetz können die Ge- 
meinden und Gemeindeverbände, in denen 
sich das geschädigte Objekt zur Zeit der Ent- 
stehung des Schadens befunden hat, bis zur 
Hälfte des dem Land obliegenden Schadens- 
ersatzanteils herangezogen werden. 

§ 6 

Tritt im Laufe von je fünf aufeinanderfol- 
genden Kalenderjahren für den Betroffenen 
ein zweiter Oider weiterer Schadensfall ein, 
der nach diesem Gesetz zu entschädieen ist, 
so vermindert sich die im § 5 Satz 1 tge- 
nannte Quote von 20 Hundert teilen bei dem 
zweiten Fall auf 10 v. H., im dritten Fall und 
etwaigen weiteren Fällen auf 5 v. H. 

§ 7 

Soweit schädigende Ereignisse der in § 1 
genannten Art durch schuldhaftes Verursachen 
oder Unterlassen zur Wirkung gekommen sind 
oder soweit zur Entstehung oder zum Um- 
fang des durch sie verursachten Schadens 
schuldhaftes Handeln oder Unterlassen mit- 
gewirkt haben, gehen die dem Geschädigten 
zustehenden Ersatzansprüche auf dasjenige 
Bundesland über, welches dem Geschädigten 
nach Maßgabe dieses Gesetzes Ersatz zu lei- 
sten verpflichtet ist. Soweit die Bundesrepu- 
blik oder kraft Landesrechts Gemeinden und 
Gemeindeverbände an dem Ersatz des Scha- 
dens beteiligt sind, ist das Bundesland gehal- 
ten, an den durch Geltendmachung von 
Regreßansprüchen hereingeholten Beträgen 
die Bundesrepublik, die Gemeinden und Ge- 
meindeverbände zu beteiligen. 

§ 8 

Die ab 1. Januar 1956 entstandenen Schä- 
den der in diesem Gesetz geregelten Art wer- 
den auch nach den Bestimmungen dieses Ge- 
setzes entschädigt. Der Lauf der in § 9 ge- 
nannten Fristen beginnt für diesen Fall mit 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes. 


§ 9 

Ersatzansprüche, die durch dieses Gesetz 
geregelt sind, sind bei Meidung ihres Ver- 
lustes binnen sechs Monaten, bei Schäden an 
Gebäuden binnen einem Jahr seit Eintritt des 
Sdiadens bei der unteren Verwaltungsbehörde 
(Kreisstufe) des betreffendes Landes anzumel- 
den, in deren Bezirk der geschädigte Gegen- 
stand belegen ist. Sie verjähren mit dem Ab- 
lauf des dem schädigenden Ereignis folgenden 
vollen zweiten Kalenderjahres. 

§ 10 

Das zuständige Land ist verpflichtet, in 
Höhe von 90 v. H. der von ihm als unstreitig 
bezeichneten Beträge dem Geschädigten als- 
bald Vorschuß zu leisten. Auch hierauf be- 
steht ein Rechtsanspruch. 

§ n 

Falls der Schaden — berechnet ohne die in 
den §§ 5 und 6 vorgesehenen Abzüge — 
5 V. H. des Bruttoeinkommens des Geschädig- 
ten, das er, wenn das schädigende Ereignis 
nicht eingetreten wäre, im Kalenderjahr des 
Schadens gehabt haben würde, nicht über- 
steigt, ist ein Schadensersatzanspruch nicht ge- 
geben. Das gleiche gilt, wenn der Schaden 
100 Deutsche Mark nicht übersteigt. 

§ 12 

Für die gerichtliche Geltendmachung der 
Ansprüche auf Schadensersatz oder Vorschuß- 
leistung auf Grund dieses Gesetzes sind die 
ordentlichen Gerichte zuständig. 

§ 13 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

§ 14 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Ver- 
kündung in Kraft. 


Bonn, den 26. September 1956 


Dr. Becker (Hersfeld) 

Dr. Dehler und Fraktion 
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